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Einkaufstouristen
zuUnrecht gebüsst
Zollwesen Während des Lock-
downs 2020 wurden an der
Schweizer Grenze ohne ausrei-
chende Rechtsgrundlage Ein-
kaufstouristen gebüsst. Dies
hatte die Geschäftsprüfungs-
kommission des Ständerats
(GPK-S) bemängelt. Die Ord-
nungsbussen wurden erst am
17. April 2020 in der Covid-
19-Verordnung festgehalten,
aber schonabdem23.Märzver-
teilt. In einer kürzlichveröffent-
lichten Stellungnahme nimmt
derBundesratmehrere der For-
derungen der Kommission an.
Sie sollenzumTeil inder laufen-
den Revision des Zollgesetzes
aufgenommenwerden. (abi)

Gegenvorschlag
abgelehnt
Landwirtschaft Dienationalrät-
liche Wirtschaftskommission
durchkreuzt die Pläne des Bun-
desrates und lehnt dessen Plan
für einen Gegenvorschlag zur
Massentierhaltungsinitiativeab.
DamitwolltederBundesrat den
Urhebern der Initiative eine
Brücke bauen und gewisse For-
derungen annehmen. Die Re-
gierungzeigte sichbereit, gewis-
se Tierwohl-Kriterien für alle
Arten in der Verfassung zu ver-
ankern. EinVerbot derMassen-
tierhaltung geht auch ihm zu
weit. Aus Sicht der Kommis-
sionsmehrheit ist selbst der
Gegenentwurf «fragwürdig».
Die Kommission spricht sich
deshalb mit 14 zu 10 Stimmen
gegen diesen Plan aus. Das Ge-
schäftwird inderWintersession
vomNationalrat beraten. (rwa)

DieSchweiz regelt
dasBurkaverbot
Initiative Der Bundesrat skiz-
ziert, wie er das im März vom
Volk angenommene Verhül-
lungsverbot umzusetzen ge-
denkt. Eigentlich wäre diese
Umsetzung Sache der Kantone,
die fürdieNutzungdesöffentli-
chenRaumszuständig sind.Das
hatte JustizministerinKarinKel-
ler-Sutter am Abstimmungs-
sonntag auch bekräftigt. Auf
Wunsch der Kantone nahm
danndochder BunddasHeft in
dieHand.

Er möchte den neuen Ver-
fassungsartikel zum Verhül-
lungsverbot imStrafgesetzbuch
umsetzen.NunkönnensichPar-
teien,KantoneundVerbändebis
zum 3. Februar 2022 in einer
VernehmlassungzumGesetzes-
entwurf äussern. Mit der Revi-
sion soll dieGesichtsverhüllung
anallenOrtenverbotenwerden,
die öffentlich zugänglich sind.
Wer sich nicht an dieses Verbot
hält,wirdmitBussebestraft,wie
es in einer Mitteilung des Bun-
desamtes für Justiz heisst.

Allerdings sieht das Gesetz
Ausnahmen vor. Aus Gründen
der Gesundheit, der Sicherheit,
der klimatischen Bedingungen
unddes einheimischenBrauch-
tums bleibt die Verhüllung er-
laubt. Das Stimmvolk hatte am
7.Märzdie Initiative für einVer-
hüllungsverbotmit 51,2Prozent
angenommen. (wap)

«Hätte ichmeinenSohninsInternat
gegeben,wäreallesgratisgewesen»
DerMangel anKitaplätzen für Kindermit einer Behinderung hat verheerende Folgen für betroffene Familien.

Chiara Stäheli

Sonja Balmer (Name geändert)
hat einen Sohnmit einer geisti-
gen Behinderung. Und sie hat
einenWunsch: Siemöchte wie-
der arbeiten und aus der Sozial-
hilfe aussteigen. Das Problem:
Seit zwölf Jahren sucht sie einen
Betreuungsplatz für ihr Kind.
Heute sagt sie: «Lange dachte
ich, dass ich einen Weg finden
werde. Mittlerweile habe ich
dieseHoffnung aufgegeben.»

Sonja Balmers Sohn ist mit
seinen zwölf Jahren auf dem
EntwicklungsstandeinesKlein-
kindes. Einen Namen für seine
Behinderunggibt esnicht.Bis er
zweijährigwar, hiess es vonärzt-
licher Seite, er sei gesund.

Balmer lebt mit ihren zwei
Kindern in derOstschweiz. Seit
der Geburt ihres behinderten
Kindeskämpft sie umeinenBe-
treuungsplatz. Anfangs erhielt
ihr SohneinenPlatz in einer na-
hegelegenen Kita. Irgendwann
wurdees fürdasPersonal zuauf-
wendig. Ihr wurde mitgeteilt,
dass der Bub nur noch betreut
werden könne, wenn sie die zu-
sätzliche Betreuungsperson
selbst zahlenwürde. Für die Fa-
milie ein Ding der Unmöglich-
keit. Auch weil die alleinerzie-
hende Mutter seit der Geburt
ihres Sohnes nicht mehr arbei-
ten konnte und fortan von der
Sozialhilfe lebte. Eine Anfrage
bei der Gemeinde blieb erfolg-
los.

Siewill ausder
Sozialhilfeaussteigen
Sonja Balmer klapperte alle
Kitas inderUmgebungab, doch
nirgends gab es einen Platz für
ihrenSohn.Bald schiensicheine
Lösungabzuzeichnen:DerSohn
sollte in einer Einrichtung be-
treutwerden,die sichaufKinder
mitBehinderungenspezialisiert
hat. Blieb die Frage der Kosten-
übernahme. Balmer wollte
nicht, dass ihr Sohn die ganze
Woche imInternat verbringt. Sie
plädierte für eine Tagesbetreu-
ung–dochdieKostenkonntedie
Mutter nicht stemmen: «Wenn
ich ihn ins Internat abgeschoben
hätte, wäre das gratis gewesen.
Aberweil ichnureineBetreuung
während vier Tagen proWoche
tagsüber wollte, hätte ich 3500
Franken monatlich bezahlen
müssen.» Ihr blieb nichts ande-
res übrig, als den Sohn zuhause
zu betreuen.

Mittlerweile besucht er die
heilpädagogische Schule. Da
diesekeineTagesbetreuungan-
bietet, kann Sonja Balmer kei-
nen regulären Jobantreten.Ob-
wohldas ihrgrössterWunsch ist:
«IchwillwiederaufeigenenBei-
nen stehen, nicht mehr abhän-
gig sein.»Die studierte Soziolo-
gin hat dafür gar eine Informa-
tik-Ausbildung nachgeholt. Sie
erhoffte sich davon, vermehrt
von zuhause aus arbeiten zu
können.Dochbis anhinblieben
ihre Bewerbungen ohne Erfolg.
Die Behinderung ihres Sohnes
erwähnt Balmer bei Bewer-
bungsgesprächen nicht mehr:

«DerArbeitgeberwürdedaraus
rasch falsche Schlüsse ziehen
undhättedasGefühl, ichwürde
immer fehlen.»

Das ständigeRingenumBe-
treuungsmöglichkeiten zehrt an
Balmers Kräften. Im Moment
akzeptiert sie die Situation. Sie
mag nicht mehr länger suchen
und bitten, nur umdann erneut
zu scheitern.Vielmehrversucht
Balmer, das Positive zu sehen.
Da ist die vorbehaltlose Liebe,
die ihr Sohn seinen Mitmen-
schenschenkt.OderdasZusam-
mensein: «Ich habe vieles mit
meinen beiden Kindern erlebt,
oft auch schwierige Momente.
Trotzdem möchte ich nicht
einen Tagmissen.»

KantonalerFlickenteppich
beimBetreuungsangebot
Mit diesen Herausforderungen
ist Balmer nicht allein: In der
Schweiz leben schätzungsweise
6750 Kinder im Alter von 0 bis
4 Jahren mit einer leichten Be-
hinderung, 2250 mit einer
schweren. Für diese Kinder
einen Betreuungsplatz zu fin-
den, ist oft mit grossem Auf-

wandverbunden. InvielenKan-
tonen fehlenentsprechendeAn-
gebote, gibt es sie, gehen die
zusätzlichen Kosten für die Be-
treuungdesbehindertenKindes
nicht selten zulastenderEltern.

Procap, der Verband für
Menschen mit Behinderung,
fordert, dass die fehlenden
Möglichkeiten für Familien mit
beeinträchtigten Kindern rasch

ausgebautwerden.AlexFischer
ist bei Procap für die Sozialpoli-
tik zuständig, er sagt: «Wir for-
derneingleichgutesAngebot an
Kita-Plätzen für Kinder mit Be-
hinderungen – und zwar zum
gleichen Tarif wie für Kinder
ohne Behinderung.» Der Ver-
band hat in einer im Frühling
veröffentlichten Studie errech-
net, dass rundeinDrittel derbe-
troffenenFamilienaufdieMög-
lichkeit der familienergänzen-
den Betreuung zurückgreifen
würde, wenn denn ein Angebot
bestünde. Das heisst, in der
Schweiz müsste es Kita-Plätze
für 3000 Kinder mit einer Be-
hinderunggeben.Davon istman
aber in vielen Kantonen noch
weit entfernt.

Besonders schlecht schnei-
den imBerichtdieKantoneAar-
gau, Thurgau, Schaffhausen,
Schwyz,Obwalden und die bei-
den Appenzell ab. Doch einzel-
ne Kantone verfügen bereits
heute über ein gut ausgebautes
Angebot. Sogibt esbeispielswei-
se in den Kantonen Luzern, Uri
und Nidwalden sogenannte Ki-
taplus-Angebote, beidenenKin-

der mit einer Behinderung in
dennormalenKita-Alltag integ-
riert und von einer heilpädago-
gischen Fachkraft unterstützt
werden. In den Kantonen
St.GallenundBasel-Landschaft
laufen Pilotprojekte, im Aargau
und inObwaldenwerden eben-
solche vorbereitet.

Das Kitaplus-Modell eignet
sich in erster Linie für Kinder
mit leichten Behinderungen.
FürKindermit schwerenBehin-
derungen sind spezialisiertes
Personal und eine angepasste
Infrastruktur notwendig. Nur
dieKantoneBasel-Stadt,Waadt,
Wallis, ZugunddieStadtZürich
verfügen über ein ausreichend
ausgebautesAngebot fürdieBe-
treuungvonKindernmit schwe-
ren Behinderungen. In der
Schweizbräuchte es lautProcap
rund 80 spezialisierte Kitas, in
denenKindermit schwerenBe-
hinderungen betreut werden
können.

ElternkönnendankKita-
Angebotwiederarbeiten
VieleKantoneplanenVerbesse-
rungen. Für Alex Fischer ist es
höchsteZeit dafür: «Die fehlen-
den Kita-Plätze für Kinder mit
Behinderungen bringen eine
ReihevonProblemenmit sich.»
Einerseits würden Förder- und
Integrationschancen bei den
KindernunddamitdieMöglich-
keit, spätere Gesundheits- und
Sozialkosten zu senken, ver-
passt. Andererseits führe das
fehlendeAngebotdazu,dassEl-
tern von behinderten Kindern
nicht arbeiten können, weil sie
ihre Kinder zuhause betreuen
müssen. «Es gibt keine teurere
Politik, als arbeitswillige und
arbeitsfähige Menschen vom
Arbeiten abzuhalten», konsta-
tiert Fischer.

Entsprechend erachtet Pro-
cap die jährlichen Mehrkosten
einesflächendeckendenBetreu-
ungsangebots fürKindermitBe-
hinderungen inderHöhevon20
bis 30 Millionen Franken, die
fürdieöffentlicheHandanfallen
würden, als Investition in die
ZukunftderKinder.Denndurch
dasAngebotwürdensich lautFi-
scher die Langzeitarbeitslosig-
keit und dieAltersarmut der El-
tern reduzieren. Dem pflichtet
Sonja Balmer bei: «Wenn es so
weitergeht, lebe ich auch nach
der Pension vonder Sozialhilfe.
Da ichnicht arbeitenkann,habe
ich keine Altersvorsorge. Ich
habe nichts, wenn ich alt bin.»

Grundsätzlich ist die Finan-
zierung der Betreuungskosten
SachederKantoneundGemein-
den. Doch auch auf nationaler
Ebene bewegt sich etwas: Der-
zeit arbeitet eine parlamentari-
sche Kommission eine Geset-
zesänderung im Bereich der
Kinderbetreuungaus.Präsidiert
wird sie von Mitte-Nationalrat
Philipp Kutter. Noch sei nicht
entschieden,wiedieneueRege-
lungausgestaltetwerde.Klar sei
aber, dass die Bedürfnisse und
Anliegen der Familien von Kin-
dernmit einerBehinderungbe-
rücksichtigt würden, so Kutter.

«Esgibtkeine
teurerePolitik,
als arbeitswil-
ligeMenschen
vomArbeiten
abzuhalten.»

AlexFischer
Leiter Sozialpolitik Procap

In der Schweiz leben 9000 Kinder im Vorschulalter mit einer Behinderung. Symbolbild: Getty


